Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/564 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Behebung sozialer Notstände auf dem Gebiete 
des Mietrechtes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

§ 2 a Abs. 1 des Gesetzes zur weiteren Verein- 
fachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 21. De- 
zember 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 761), erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Eine Zuwiderhandlung, die nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes geahndet wird, begeht, 
wer vorsätzlich Entgelte, die infolge einer Be- 
schränkung des Wettbewerbs oder infolge der Aus- 
nutzung einer wirtschaftlichen Machtstellung oder 
einer Mangellage unangemessen hoch sind, 

1. in befugter oder unbefugter Betätigung 
in einem Beruf oder Gewerbe für Ge- 
genstände oder Leistungen des lebens- 
wichtigen Bedarfs fordert, verspricht, 
vereinbart, annimmt oder gewährt oder 

2. für Vermietung von Räumen zum Woh- 
nen oder damit verbundene Nebenlei- 
stungen fordert, sich versprechen läßt 
oder annimmt: das Entgelt ist in der 
Regel dann unangemessen hoch, wenn es 
bei Wohnraum, der keiner Mietpreis- 
bindung unterliegt, und 

a) der bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig 
geworden ist, die angemessen erhöhte 
Miete nach § 2 der Verordnung über 
die angemessen erhöhte Miete nach 


der Mietpreisfreigabe vom 25. Juli 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 532) in der 
jeweils geltenden Fassung um mehr 
als 40 von Hundert, oder 

b) der nach dem 20. Juni 1948 bezugs- 
fertig geworden ist, die Kostenmiete 
um mehr als ein Drittel 

übersteigt, es sei denn, daß das Entgelt 
nach der besonderen Lage des Einzel- 
falles gerechtfertigt ist; 

3. für das Vermitteln von Räumen zum 
Wohnen oder damit verbundenen Neben- 
leistungen fordert, sich versprechen läßt 
oder annimmt. 

Die Kostenmiete nach Nummer 2 Buch- 
stabe b ist nach § 7 des Dritten Bundes- 
mietengesetzes vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 969, 971) und der daselbst 
genannten Rechtsverordnungen zu ermit- 
teln." 

Artikel II 

§ 556 a des Bürgerlichen Gesetzbuches erhält fol- 
gende Fassung: 

„§ 556 a 

Die Kündigung eines Wohnverhältnisses durch 
den Vermieter kann nur schriftlich und unter An- 
gabe der Gründe erklärt werden. Sie ist rechtsun- 
wirksam, wenn Sie sozial nicht gerechtfertigt ist 
und der Mieter innerhalb einer Frist von vier 
Wochen nach Zugang der Kündigung schriftlich 
widerspricht. 
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Die Kündigung durch den Vermieter ist gerecht- 
fertigt, wenn sie durch Gründe bedingt ist, die im 
persönlichen, dem Vermieter unzumutbaren Ver- 
halten des Mieters oder in schuldhaften erheblichen 
Verletzungen der Mieterpflichten trotz Abmahnung 
liegen oder wenn ein überwiegendes und dringen- 
des Raumbedürfnis des Vermieters oder seiner 
nächsten Familienangehörigen oder vordringliche 
Erfordernisse seiner Hausbewirtschaftung vorliegen. 

Verletzungen der Mieterpflichten, die zur Anwen- 
dung der §§ 553, 554 und 554 a berechtigen, recht- 
fertigen stets die Kündigung. 


Artikel III 

1. § 721 Abs. 5 der Zivilprozeßordnung in der 
Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
mietrechtlicher Vorschriften vom 14. Juli 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 457) wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „ein Jahr" durch 
die Worte „zwei Jahre" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Jahresfrist" durch 
das Wort „Zweijahresfrist" ersetzt. 


2. Ist trotz Widerspruchs des Mieters gegen die 
Kündigung auf Räumung von Wohnraum er- 
kannt worden, so hat das Gericht auf Antrag 
dem Schuldner, wenn er bei Anwendung des 
§ 556 a des Bürgerlichen Gesetzbuches in der 
Fassung des Artikels II dieses Gesetzes nicht 
zur Räumung verurteilt worden wäre, eine 
Räumungsfrist bis zu dem Zeitpunkt zu ge- 
währen, zu dem er eine angemessene Ersatz- 
wohnung beziehen kann. § 721 Abs. 2, 4 und 6 
der Zivilprozeßordnung in der Fassung des Ge- 
setzes vom 14. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 457) sind entsprechend anzuwenden. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 3. Mai 1966 


Erler und Fraktion 



